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GZ. BMF-111307/0016-I/4/2014   
 
Betreff: Zu GZ. BMJ-Z11.800/0011-I 6/2014 vom 7. Oktober 2014 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Gebührenanspruchsgesetz 
geändert wird (GebAG-Novelle 2015) 
Stellungnahme des Bundesministeriums für Finanzen  
(Frist: 28. Oktober 2014) 

 

Das Bundesministerium für Finanzen beehrt sich, zu dem vom Bundesministerium für Justiz 

mit Note vom 7. Oktober 2014 unter der GZ. BMJ-Z11.800/0011-I 6/2014 zur Begutachtung 

versendeten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Gebührenanspruchsgesetz 

geändert wird (GebAG-Novelle 2015), wie folgt Stellung zu nehmen: 

 
Die vorliegende Gebührenanspruchsgesetz-Novelle 2015 (GebAG-Novelle 2015) führt durch 

eine Anhebung von Sachverständigenhonoraren und Änderungen im sog. „Ärztetarif“ in 

gerichtlichen und staatsanwaltschaftlichen Verfahren zu einem budgetären Mehraufwand für 

den Bund. Dieser ist zwar in der dem Gesetzesentwurf angeschlossenen 

Wirkungsorientierten Folgenabschätzung (WFA) ausgewiesen, jedoch fehlt die 

entscheidende Angabe, auf welche Weise die durch die Gesetzesnovelle bedingten 

Mehrauszahlungen im Justizbudget bedeckt werden können. Der Hinweis auf eine nicht 

näher definierte Umschichtung ist ungenügend.  

In Zeiten knapp zur Verfügung stehender finanzieller Mittel sollte eine Generierung 

zusätzlicher und laufender Ausgaben vermieden werden, weshalb der gegenständliche 

Gesetzesentwurf vom budgetären Standpunkt abzulehnen ist. 
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Das Bundesministerium für Finanzen ersucht um entsprechende Berücksichtigung der 

vorliegenden Stellungnahme. Dem Präsidium des Nationalrates wurde diese Stellungnahme 

in elektronischer Form zugeleitet.  

 

27.10.2014 

Für den Bundesminister: 

Mag. Heidrun Zanetta 

(elektronisch gefertigt) 
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